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Von Thomas Bublitz

Mitte Oktober fand die Anhörung zum Pflegepersonal�Stärkungsgesetz statt. Mit Blick auf 

die Bedeutung der Gesetzesinhalte für Krankenhäuser und Rehabilitationskliniken habe 

ich als Sachverständiger die parlamentarischen Spielregeln dieser Anhörung als besonders 

unangemessen empfunden. 

Für alle, die die Abläufe einer solchen Anhörung nicht kennen, fasse ich sie kurz zusam�

men. Erstens: Die geladenen Sachverständigen antworten nur kurz, wenn sie von einer 

Fraktion gefragt werden. Zweitens: Die Fraktionen der Regierungskoalition stellen keine 

kritischen Fragen. Schließlich wollen sie ihren Gesetzentwurf nicht beschädigen. Drittens: 

Problematische Punkte werden oftmals nur von der Opposition gefragt, was bei den Vertre�

tern der Regierungskoalition mit gespieltem Desinteresse zur Kenntnis genommen wird: 

„Die von der Opposition haben sowieso keine Ahnung, weshalb sie ja nicht in der Regierung 

sind.“ Folglich wird wirklich Wichtiges erst gar nicht oder nur ungenügend thematisiert.

Wie folgenschwer die Ausgliederung der Pflegekosten für Innovationen im Krankenhaus 

ist und welche negativen Auswirkungen für die Pflege in der medizinischen Reha mit der 

Übernahme zusätzlicher Personalkosten in den Krankenhäusern entstehen, interessierte am 

Tag der Anhörung nur Vertreter der Opposition – trotz unserer vorangegangenen intensiven 

Hintergrundgespräche mit den gesundheitspolitischen Sprechern und den Berichterstattern 

für Krankenhäuser und Rehabilitation aller im Deutschen Bundestag vertretenen Parteien.

Gern hätte ich den Abgeordneten zugerufen: „Das geplante Pflegestellenförderprogramm 

mit einer hundertprozentigen Finanzierung wird wirken, wenn es auf dem deutschen Ar�

beitsmarkt Pflegekräfte gibt. Dann werden die Krankenhäuser versuchen, sie einzustellen.“ 

Allerdings schließt dieser Finanzierungsmechanismus Teilzeitpflegekräfte aus, die bereit 

sind, ihre Stundenzahl aufzustocken. Auch wenn die volle Finanzierung der Tarifrate für die 

Pflege sicher längst überfällig ist: An dem finanziellen Dilemma der Krankenhäuser wird 

sich nichts ändern, wenn für alle anderen Berufe im Krankenhaus die Tarifsteigerungen wei�

terhin nur zur Hälfte ausgeglichen werden. Also ist die Refinanzierung der vollen Tarifrate 

für alle Berufsgruppen Pflicht! Ohne die Weiterführung des Pflegeförderprogramms starten 

die Krankenhäuser mit einem Finanzierungsloch von 500 Millionen Euro in die Zeitrech�

nung des Pflegebudgets. Und last, but not least: Denkt wirklich jemand an die Pflegekräfte? 

Es wäre doch sinnvoll, den Pflegekräften durch eine auf das Jahr 2019 vorgezogene Anpas�

sung der Tarifgehälter Wertschätzung auch bei der Gehaltsabrechnung auszudrücken. Wenn 

das alles passiert, müsste es mit dem Teufel zugehen, wenn sich die Situation der Pflegekräf�

te nicht bald verbessern würde. Die Ergebnisse sollte man aus meiner Sicht abwarten, bevor 

man schon jetzt das DRG�System mit der Ausgliederung der Pflegekosten zerstört.

Für die Zukunft wünsche ich mir inhaltliche Debatten mit den Gesundheitspolitikern, bevor 

alles in Gesetzentwürfe gegossen ist und die letzten Messen gelesen sind. Vielleicht kämen 

wir so wieder in eine Debattenkultur, wie sie von den Politikern nach den Wahlen immer wie�

der versprochen wird. Ein Nebenprodukt könnten bessere Gesetze sein, die auch den Bürgern 

gefallen würden.

Thomas Bublitz, 
Hauptgeschäftsführer
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Gerechtigkeit bei der Umsatzsteuer gefordert

Privatkliniken nach § 30 GewO
Mit einem aktuellen Gesetzentwurf will der Gesetzgeber steuerliche 
Änderungen vornehmen. Unter anderem soll das deutsche Steuerrecht an  
das EU-Recht angepasst werden. In diesem Zusammenhang fordert der 
BDPK e.V. die Umsetzung der Europäischen Mehrwertsteuersystemrichtlinie 
durch eine Änderung des Umsatzsteuergesetzes.

Die Leistungen von Privatkliniken, die neben der Zulas�

sung nach § 30 Gewerbeordnung (GewO) keine weitere 

Anerkennung oder Zulassung durch Sozialversicherungs�

träger haben, sind nach geltendem Recht nur eingeschränkt 

von der Umsatzsteuer befreit. Die Umsatzsteuerpflicht die�

ser sogenannten reinen Privatkliniken wird in einem An�

wendungserlass des Bundesfinanzministeriums (BMF) 

vom 6. Oktober 2016 festgelegt. Darin wird eine alte ge�

setzliche Regelung aufgegriffen, nach der reine Privatklini�

ken dann von der Umsatzsteuer befreit sind, wenn 
n im vorangegangenen Kalenderjahr mindestens 40 Pro�

zent der Leistungen von öffentlichen Sozialträgern finan�

ziert wurden
n oder mindestens 40 Prozent der jährlichen Belegungs� 

oder Berechnungstage auf Patienten entfallen sind, bei de�

nen für die Krankenhausleistungen kein höheres Entgelt als 

für allgemeine Krankenhausleistungen nach dem Kranken�

hausentgeltgesetz oder der Bundespflegesatzverordnung 

berechnet wurde. 

Diese Auslegungshilfe war aufgrund zweier Urteile des 

Bundesfinanzhofs erlassen worden: BFH�Urteile vom 23. 

Oktober 2014, V R 20/14, sowie vom 18. März 2015, XI R 

38/13. Der Bundesfinanzhof hatte festgestellt, dass 

Art. 132 Abs. 1 Buchstabe b der Europäischen Mehrwert�

steuersystemrichtlinie (MwStSystRL) unzureichend in das 

nationale Recht umgesetzt ist. 

Unklarheit führt zu Problemen

Für Privatkliniken bietet diese Praxis keine Klarheit und 

führt zu folgenden Problemen:
n Eine 40�Prozent�Grenze bietet kein klares Abgrenzungs�

kriterium: Privatkliniken sind mit jährlich wechselnder 

Steuerpflicht konfrontiert. Häufig steht erst am Ende des 

Geschäftsjahres fest, ob die Leistungen einer Klinik um�

satzsteuerpflichtig waren.
n Die Steuerpflicht wird von den jeweiligen Finanzämtern 

unterschiedlich gehandhabt, sodass eine einheitliche Lö�

sung dringend notwendig ist. Insbesondere Beihilfepatien�

ten werden in einigen Bundesländern nicht angerechnet, 

das heißt, sie werden mit ihren Belegungs� oder Berech�

nungstagen als „schädlich“ für 

die 40�Prozent�Grenze beurteilt.
n  Im Gegensatz zu Plankranken�

häusern erhalten reine Privatklini�

ken keine staatliche Investitionsfinan�

zierung. Sie finanzieren sich monis�

tisch aus den Pflegesätzen und sind ge�

zwungen, ihre Investitionen auch aus 

diesen Geldern zu leisten. Der Bezug 

auf Entgelte, die nach dem Krankenhausent�

geltgesetz oder der Bundespflegesatzverordnung 

berechnet wurden, ist als Kriterium für Privatklini�

ken deshalb nicht sachgerecht.

Der Gesetzgeber hatte die 40�Prozent�Regelung 

im Jahressteuergesetz 2009 ganz bewusst abge�

schafft, um Bürokratie abzubauen und um den ge�

meinschaftsrechtlichen Grundsatz der steuerlichen 

Neutralität der MwStSystRL in deutsches Recht umzu�

setzen.

Grundsatz der Gleichbehandlung verletzt

Nach § 108 SGB V zugelassene Krankenhäuser sind von 

der Umsatzsteuer befreit. Für Privatkliniken dagegen be�

steht je nach Beurteilung der 40�Prozent�Grenze Umsatz�

steuerpflicht, obwohl es die Intention der EU�Richtlinie ist, 

den Zugang zu Heilbehandlungen zu erleichtern, indem de�

ren Kosten niedrig gehalten werden. Diese Begünstigung 

auf Heilbehandlungen durch sozialrechtlich zugelassene 

Krankenhäuser zu beschränken, widerspricht dem Grund�

satz der Gleichbehandlung, denn reine Privatkliniken er�

bringen die gleichen Leistungen in vergleichbarer Situation 

wie Krankenhäuser, die durch Sozialversicherungsträger 

anerkannt sind.

Um Klarheit bei der Frage der Umsatzsteuerpflicht zu 

erreichen, schlägt der Bundesverband Deutscher Privatkli�

niken e.V. (BDPK) eine gesetzliche Neuregelung von 

§ 4 Nr. 14b UStG vor, die die Umsatzsteuerpflicht von der 

erbrachten Leistung abhängig macht. Die vollständige 

Stellungnahme des BDPK ist nachzulesen unter www.

bdpk.de.

BDPK | Politik
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Deutscher Reha-Tag 2018: Auftakt in München

Qualität entscheidet über Erfolg
Die diesjährigen Aktionen des Reha-Tags stehen unter dem Motto „Reha und Arbeit“. Die Veranstaltung 
am 21. September 2018 im Berufsförderungswerk München (BFW) und Berufsbildungswerk (BBW)  
St. Zeno gab den Startschuss. Teilnehmer aus Kliniken und Verbänden sowie von Leistungsträgern der 
medizinischen und beruflichen Reha nutzten die Gelegenheit zum fachlichen Austausch.

Erstmals stand die berufliche Rehabilitation im Mittelpunkt 

des Deutschen Reha�Tags, daher war die Wahl der Veranstal�

ter auf Kirchseeon mit dem dort ansässigen BFW und BBW 

gefallen. Die zahlreichen Grußworte zu Beginn zeigten ei�

nen Teil des umfangreichen Netzwerks, in das die beiden  

Institutionen regional und bundesweit eingebunden sind.

 Mit der beruflichen Bildung und Förderung von Men�

schen mit körperlicher oder psychischer Behinderung erfül�

len die in Kirchseeon ansässigen Institutionen eine wichtige 

gesellschaftliche Aufgabe. Die Schirmherrin der Auftakt�

veranstaltung, die Bayerische Landtagspräsidentin Barbara 

Stamm (CSU), würdigte in ihrem Eröffnungsvortrag die 

Leistungen aller Reha�Akteure im Bereich der beruflichen 

Reha. „Berufliche Reha müssen die machen, die es kön�

nen“, so Stamm. Die Kompetenz und die große Erfahrung 

der Bildungsträger seien entscheidend für den Erfolg beruf�

licher Reha. Die Qualität der Ausbildung von Menschen mit 

Behinderung dürfe nicht unter Kostendruck geraten, beton�

te die Politikerin und bekam großen Beifall für ihre Worte. 

„Wir dürfen nicht fragen, was ein Mensch kostet, sondern 

was ein Mensch braucht!“

 Das BFW München gehört bundesweit zu den Zentren 

für berufliche Rehabilitation. Auf dem Gelände des Berufs�

förderungswerks in Kirchseeon befinden sich ein Wohn�

heim sowie modernste Ausbildungswerkstätten für IT�, 

Elektrotechnik�, Maschinenbau�, kaufmännische/Verwal�

tungs�, Bau�, Sozial�, Sicherheits� und Gesundheitsberufe.

 Von dem breiten Spektrum zukunftsfähiger Berufsausbil�

dungen konnten sich die Veranstaltungsgäste bei einem 

Rundgang durch die Werkstätten, Seminarräume und Fach�

kabinette des BFW überzeugen. Zusätzlich sichern medizini�

sche, psychologische und sozialpädagogische Angebote des 

Bildungsträgers den Erfolg der beruflichen Reha und unter�

stützen bei der Integration in den allgemeinen Arbeitsmarkt. 

Im Anschluss fuhren die Teilnehmenden mit Bus oder 

Fahrrad ins nahe gelegene BBW St. Zeno. Hier informierte 

eine praxisnahe Führung über das Gelände über die Förde�

rung der beruflichen Entwicklung und Ausbildung von 

lern� und psychisch behinderten jungen Menschen. Es 

folgten Vorträge zur Digitalisierung in der beruflichen Re�

ha und wie die praktische Umsetzung der medizinisch�be�

ruflich orientierten Rehabilitation (MBOR) in der Klinik 

Bavaria in Freyung seit vielen Jahren erfolgreich gelingt.

Der jährlich stattfindende Reha�Tag ist ein Aktionsbünd�

nis von mehr als 20 Institutionen, Organisationen und Ver�

bänden aus allen Bereichen der Rehabilitation. Der BDPK ar�

beitet von Beginn an im Jahr 2004 im Aktionsbündnis mit. 

Rund um den vierten Samstag im September werden gemein�

same Botschaften vertreten. Im Veranstaltungskalender auf 

der Website des Reha�Tags bekommen Interessierte Einblick, 

wie vielfältig der Aktionstag auch in diesem Jahr von Reha�

Einrichtungen gestaltet wird. Die Teilnahme am Reha�Tag ist 

kostenlos. Alle Akteure können auf www.rehatag.de ihre Ver�

anstaltung veröffentlichen. Zum Kreis des Aktionsbündnisses 

gehören das Bundesministerium für Arbeit und Soziales so�

wie Betroffenenverbände, Leistungsträger und Leistungser�

bringer. Informationen über die aktuelle Zusammensetzung 

unter www.rehatag.de

BDPK | Rehabilitation

Auftaktveranstaltung Reha-Tag 2018 im BFW München. V.l.n.r.: Barbara Stamm (CSU, Bayerische Landtagspräsidentin), Fahrradkorso zum BBW, Eröffnung
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Qualitätsmanagement-Verfahren für die Reha

IQMG-Institut unter Top 5
Die Erbringer stationärer Leistungen zur medizinischen Rehabilitation müssen nach § 37 Abs. 2 SGB IX  
ein internes Qualitätsmanagement implementieren und zertifizieren lassen. Durch zielgerichtete und 
systematische Verfahren und Maßnahmen soll so die Qualität der Versorgung gewährleistet und  
kontinuierlich verbessert werden.

Bei der Wahl des Qualitätsmanagement�Verfahrens (QM�

Verfahren) stehen Reha�Einrichtungen vor der Herausfor�

derung, das für sie am besten geeignete herauszufinden. 

Von der Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation 

(BAR) sind derzeit 34 Qualitätsmanagement�Verfahren als 

geeignet anerkannt. Die Anzahl der nach den Verfahren 

zertifizierten Einrichtungen variiert stark. Knapp 1.300  

stationäre Reha�Einrichtungen werden aktuell bei der BAR 

als zertifizierte Einrichtungen geführt. 140 davon sind nach 

den QM�Verfahren des Instituts für Qualitätsmanagement 

im Gesundheitswesen (IQMG GmbH), dem Integrierten 

Qualitätsmanagement�Programm Reha (IQMP�Reha) und 

dem Integrierten Qualitätsmanagement�Programm kom�

pakt (IQMP�kompakt) zertifiziert. Die IQMP�Verfahren 

zählen damit zu den Top 5 unter den implementierten  

QM�Verfahren. Um die Reha�Einrichtungen bei der Imple�

mentierung der IQMP�Verfahren zu unterstützen, bietet das 

IQMG praxisorientierte Schulungen und Trainings. Quali�

tätsverantwortliche erhalten im Rahmen von Anwender�

treffen eine Plattform für Diskussionen und praxisnahen 

Erfahrungsaustausch. 

IQMP-Anwendertreffen im November 

Das IQMG lädt zu einem interaktiven Anwendertreffen am 

9. November nach Berlin ein. Im Zentrum der Diskussion 

stehen die Weiterentwicklung des IQMP�Reha und IQMP 

kompakt als praxis� und ergebnisorientiertes Verfahren. Ge�

meinsam mit Qualitätsmanagement�Beauftragten aus Reha�

Einrichtungen sollen Ideen und Visionen zur Weiterentwick�

lung der IQMP�Verfahren gesammelt und diskutiert werden. 

Die Teilnahme an der Veranstaltung sowie dem anschließen�

den Abendessen ist für Vertreter von IQMP�zertifizierten 

Reha�Einrichtungen kostenfrei. Informationen zur Veran�

staltung gibt es auf www.iqmg�berlin.de.

IQMP-Crashkurs für Reha-Qualitätsmanager

In diesem Seminar werden Qualitätsverantwortliche zu 

IQMP�Reha�Qualitätsmanagementbeauftragten ausgebildet. 

Die Schulung vermittelt Grundlagen des Qualitätsmanage�

ments, wichtige Qualitätswerkzeuge und etablierte Quali�

tätsmanagementsysteme im Reha�Bereich. Darüber hinaus 

wird das IQMP�Reha�Verfahren vorgestellt. Die praktische 

Umsetzung des Qualitätsmanagements in der Reha�Einrich�

tung wird veranschaulicht. Die Teilnehmenden stellen sich 

unter anderem folgenden Fragen: Wie ist ein Qualitätsma �

nagementsystem aufgebaut? Wie können Prozesse analysiert 

und dokumentiert werden? 

Der Crashkurs richtet sich an neue Mitarbeiter im Quali�

tätsmanagement von Reha�Einrichtungen und Qualitätsma�

nagement�Beauftragte (QMB), die ihr Grundlagenwissen 

auffrischen möchten, sowie an interessierte Führungskräfte. 

Anmeldungen sind bis zum 15. November 2018 über  

www.iqmg�berlin.de möglich. 

BDPK | Qualität
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